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Erste Bürgermeisterin Barbara Unger eröffnet um 19:00 Uhr die öffentliche Sitzung des Gemeinderates,
begrüßt alle Anwesenden und stellt die ordnungsgemäße Ladung und Beschlussfähigkeit des Gemeinderates
fest.

ÖFFENTLICHE SITZUNG

1 Genehmigung der Niederschrift vom 15.11.2022

Die Niederschrift der Öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 15.11.2022 wurde den Mitgliedern des
Gemeinderates mithilfe des automatisierten Ratsinformationsdienstes zur Verfügung gestellt. Der Gemeinderat
nimmt somit Kenntnis vom Inhalt der Niederschrift und genehmigt diese vollinhaltlich.

Einstimmig beschlossen Ja 12 NeinO Anwesend 12
GR/20221213/Ö1

2 Erstellung eines Integrierten Städtebaulichen Entwicklungskonzeptes
und Durchführung von vorbereitenden Untersuchungen nach BauGB;
Abschluss

Sachverhalt:

In den Jahren 2019 bis 2022 wurde von den Büros Schirmer Architekten + Stadtplaner GmbH, WGF Landschaft
sowie Salm & Stegen Geographen und Stadtplaner für die Gemeinde Feldkirchen ein integriertes
städtebauliches Entwicklungskonzept (ISEK) erstellt. Das ISEK beinhaltete zusätzlich die Durchführung
vorbereitender Untersuchungen gemäß 8141 BauGB für Teile des Altortes Feldkirchen sowie des Ortsteils
Mitterharthausen.

ISEK und vorbereitende Untersuchungen wurden unter Beteiligung der Öffentlichkeit, u.a. in einer
Bürgerwerkstatt, durch eine digitale Bürgerbeteiligung, eine schriftliche Befragung der Grundeigentümer sowie
in Form einer öffentlichen Auslegung, erarbeitet.
Die Träger Öffentlicher Belange hatten in der Zeit von August bis September 2022 Gelegenheit, sich zum
Entwurf des ISEK und der vorbereitenden Untersuchungen zu äußern.

Das ISEK und die vorbereitenden Untersuchungen formulieren Sanierungsziele und konkrete Projekte zur
Aufwertung der Gemeinde Feldkirchen. Darüber hinaus beinhalten die Untersuchungen die
Beurteilungsgrundlagen für die städtebauliche Sanierung. Bestandteil des Sanierungskonzeptes sind
städtebauliche Rahmenpläne für den Altort Feldkirchen und den Ortsteil Mitterharthausen sowie jeweils eine
Kosten- und Finanzierungsübersicht der sanierungsbedingten Maßnahmen gemäß 8149 BauGB.

Beschluss:

Der Gemeinderat beschließt das vorgelegte ISEK mit vorbereitenden Untersuchungen in der Fassung vom 30.
September 2022 als Sanierungskonzept und städtebauliches Konzept im Sinne von $1 Absatz 6 Nr. 11 BauGB.
Die Umsetzung einzelner Maßnahmen bedarf dabei jeweils gesonderter Beschlüsse des Gemeinderates und
erfolgt auch in Abhängigkeit der personellen und finanziellen Leistungsfähigkeit der Gemeinde. Die
Sanierungskonzepte sind im Bedarfsfall veränderten Rahmenbedingungen der Ortsentwicklung anzupassen.

Die Verwaltung wird beauftragt, die Umsetzung notwendiger Maßnahmen gemäß der Kosten- und
Finanzierungsübersicht vorzubereiten und die dafür notwendigen Mittel in Abstimmung mit dem Gemeinderat
in den Haushalt einzustellen. Im jährlichen Turnus wird der Gemeinderat auf dieser Basis die jeweiligen
Jahresprogramme im Rahmen der Städtebauförderung abstimmen und verabschieden.
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Die Beteiligung der Öffentlichkeit soll in der weiteren städtebaulichen Sanierung in geeigneter Weise
weitergeführt werden.

Einstimmig beschlossen Ja12 NeinO Anwesend 12
GR/20221213/02

3 Förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes Altort Feldkirchen mit
Allachbachaue; Erlass der Sanierungssatzung

Sachverhalt:

Auf den Tagesordnungspunkt mit Abschluss des Integrierten Städtebaulichen Entwicklungskonzeptes sowie
der vorbereitenden Untersuchungen wird insoweit verwiesen.

Mit der Durchführung von Sanierungsmaßnahmen wird das Ziel verfolgt, die im ISEK und vorbereitenden
Untersuchungen (Fassung vom 30. September 2022) aufgezeigten städtebaulichen und funktionalen
Missstände im Sinne des 8136 BauGB zu beheben.
Um die Missstände zu beheben und um die aufgezeigten Sanierungsmaßnahmen erfolgreich umsetzen zu
können, ist gemäß 8 142 (1) und (3) BauGB jeweils ein Sanierungsgebiet durch Beschluss förmlich festzulegen.
Entsprechende Sanierungssatzungen sind zu beschließen.

Die ermittelten städtebaulichen Missstände können im Rahmen einer Sanierung behoben werden. Die
förmliche Festlegung von zwei Sanierungsgebieten (Altort und Ortsteil Mitterharthausen) wird auch aus
folgenden Gründen für erforderlich erachtet:

In einem Sanierungsgebiet können die Bestimmungen der sanierungsrechtlichen Genehmigung gemäß
8144 BauGB Anwendung finden.

In einem Sanierungsgebiet steht der Gemeinde nach 8 24 (1) Satz 1 Nr. 3 BauGB ein Vorkaufsrecht
beim Kauf von Grundstücken zu.

Gemäß u.a. 87h Einkommenssteuergesetz (EStG) kann der Steuerpflichtige in einem förmlich
festgelegten Sanierungsgebiet im Jahr der Herstellung und in den folgenden 7 Jahren jeweils bis zu 9 Prozent
und in den darauf folgenden 4 Jahren jeweils bis zu 7 Prozent der Herstellungskosten für Modernisierungs-
und Instandsetzungsmaßnahmen im Sinne des 8177 BauGB steuerlich geltend machen. Die erhöhten
Absetzungen sollen Investitionsanreize für Eigentümer darstellen und aktiv zur Aufwertung des
Gebäudebestandes genutzt werden. Zu beachten ist, dass die jeweiligen Maßnahmen im Einklang mit den
beabsichtigten Zielen der Sanierung stehen.

Ein Sanierungsgebiet ist eine Grundlage für die Förderung aus einem Bund-Länder-
Städtebauförderungsprogramm.

Die Festlegung von zwei verschiedenen Sanierungsgebieten aus dem einen Untersuchungsgebiet heraus ist
erforderlich, um praktikable Umgriffe zu definieren und um unterschiedliche Regelungen zur
sanierungsrechtlichen Genehmigungspflicht in den beiden Satzungen festlegen zu können.

Im Rahmen der durchgeführten Beteiligung der Betroffenen und öffentlichen Aufgabenträger nach 88 137 und
139 BauGB wurden keine Bedenken gegen die Sanierung vorgebracht. Die Einstellung der Grundeigentümer
gegenüber der Sanierung ist überwiegend positiv und eine überwiegende Mitwirkungsbereitschaft konnte
festgestellt werden.

Für die Durchführung der Sanierung wird für beide Sanierungsgebiete das vereinfachte Verfahren nach & 142
(4) BauGB unter Ausschluss der 88 152 bis 156a BauGB gewählt. Das vereinfachte Verfahren muss dann
gewählt werden, wenn wesentliche sanierungsbedingte Bodenwertsteigerungen nicht zu erwarten sind.

Im Altort Feldkirchen sieht das Sanierungskonzept keine umfassende Umstrukturierung des Gebietes vor,
sondern punktuelle Aufwertungen. Schwerpunkte der Sanierung sind die Funktionsschwächensanierung, die
Modernisierung, Instandsetzung und Erhaltung des vorhandenen Gebäudebestandes auf Basis von
Freiwilligkeit und Anreizförderung sowie die Durchführung von Ordnungsmaßnahmen im Sinne von & 147 Satz
1 Nr. 4 BauGB (Herstellung und Änderung von Erschließungsanlagen). Ordnungsmaßnahmen, die den
Bodenwert wesentlich beeinflussen könnten, sind nicht geplant. Aus der Neugestaltung innerörtlicher
Straßenzüge sind keine solchen Bodenwertsteigerungen in nennenswertem Umfang zu erwarten.
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Auch aus der geplanten städtebaulichen Neuordnung im Wohnpark Gäuboden (Sanierungsgebiet Ortsteil
Mitterharthausen) sind keine nennenswerten Bodenwertsteigerungen zu erwarten. Von der Anwendung der
88 152 bis 1563 kann deshalb abgesehen werden.

Sanierungsgebiet Altort Feldkirchen mit Allachbachaue
Das Sanierungsgebiet Altort Feldkirchen mit Allachbachaue umfasst 32,9 ha. Es umfasst im Wesentlichen den
Altort im Verlauf der Hauptstraße mit den anrainenden Siedlungsbereichen. Im Norden wird das Areal zwischen
Haupt- und Keltenstraße einbezogen, um ggf. städtebauliche Neuordnungen in diesem Bereich in die
Sanierungsmaßnahme einbeziehen zu können. Im Westen umfasst das Gebiet weite Teile der Allachbachaue,
die als Grün- und Freizeitraum aufgewertet werden soll. In Weiling wird der Bereich der Hofstellen einbezogen,
um Umstrukturierungen und den Erhalt ortsbildprägender Gebäude begleiten und unterstützen zu können.
Im Bereich zwischen Allachbachaue und Hauptstraße sollte die Vernetzung (Wegeverbindungen,
Durchgängigkeit von Grünzügen) verbessert werden.

Zur Umsetzung der Sanierungzsziele sollen im Altort die sanierungsrechtlichen Bestimmungen des 8 144 Abs.
1 BauGB zur Anwendung gebracht werden.
Danach bedürfen Vorhaben im Sinne von 814 (1) BauGB und Vereinbarungen, durch die ein schuldrechtliches
Vertragsverhältnis über den Gebrauch oder die Nutzung eines Grundstücks, Gebäudes oder Gebäudeteils auf
bestimmte Zeit von mehr als einem Jahr eingegangen oder verlängert wird, der sanierungsrechtlichen
Genehmigung.
Mit dieser sanierungsrechtlichen Genehmigungspflicht bei benannten Vorhaben können bauliche,
städtebauliche und ökonomische Entwicklungen im Sanierungsgebiet reguliert bzw. gesteuert werden.
Da für Teile des Sanierungsgebietes keine Bebauungspläne aufgestellt wurden, bemisst sich die Zulässigkeit
von Nutzungen in diesen Teilen des Untersuchungsgebietes nach 8 34 BauGB. Die sanierungsrechtliche
Genehmigungspflicht ist insofern ein zusätzliches und wichtiges Steuerungsinstrument in der Umsetzung der
Sanierungsziele.

Die Bestimmungen des & 144 (2) BauGB sollen im Sanierungsgebiet Altort Feldkirchen nicht zur Anwendung
kommen. Danach bedürften Grundstücksverkäufe, die Bestellung und Veräußerung von Erbbaurechten sowie
die Teilung von Grundstücken in Anwendung des 8 144 (2) BauGB der Genehmigung. Zum gegenwärtigen
Zeitpunkt besteht für die Anwendung dieser Regelung keine Veranlassung.

Beschluss:

Der Gemeinderat beschließt gemäß 8142 BauGB die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes „Altort
Feldkirchen mit Allachbachaue".
Gemäß 8142 Absatz 3 Satz 3 BauGB ist die Sanierung bis zum 31.12.2037 abzuschließen.
Dazu wird gemäß 8142 Absatz 3 BauGB beiliegende Satzung beschlossen.

Sanierungsrechtliche Abwägung
Die Entscheidung über die förmliche Festlegung eines Sanierungsgebietes unterliegt dem
sanierungsrechtlichen Abwägungsgebot aus 8136 Absatz 4 Satz 3 BauGB. Danach sind die öffentlichen und
die privaten Belange gerecht abzuwägen.

Bei den meisten sanierungsbedingten Maßnahmen im Sanierungsgebiet Altort Feldkirchen sind ausschließlich
Öffentliche Belange betroffen, d.h. hier überwiegen die Nachteile, die der Allgemeinheit entstünden, wenn die
Sanierung nicht durchgeführt würde.

Im Sanierungsgebiet Ortsteil Mitterharthausen sind v.a. mit der Umsetzung des Rahmenplans im Wohnpark
Gäuboden auch private Belange betroffen. In mehreren Gesprächen mit der Grundeigentümerin des
Wohnparks wurde der Gemeinde eine Mitwirkungsbereitschaft an der Umsetzung der Sanierungsziele
mitgeteilt. Diesen privaten Belangen wurde insbesondere dahingehend Rechnung getragen, dass der
Grundeigentümerin Zug um Zug mit der Umsetzung von Sanierungszielen auch wirtschaftlich tragfähige
Entwicklungsperspektiven der privaten Liegenschaften aufgezeigt wurden.
Die weitere Umsetzung soll nun Schritt für Schritt und im Dialog mit der Grundeigentümerin erfolgen.

Private Belange sind auch in Form der sanierungsrechtlichen Genehmigungspflicht für Nutzungsänderungen
und Grundstücksteilungen bzw. Rechtsvorgänge gemäß 8144 BauGB betroffen. In der Abwägung werden diese
privaten Belange aber dem öffentlichen Interesse an einer Durchführbarkeit der Gesamtmaßnahme
untergeordnet.
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Die Anwendung des 8144 (2) BauGB im Sanierungsgebiet Ortsteil Mitterharthausen erscheint vor dem
Hintergrund der Bedeutung der Sanierungsmaßnahme für eine große Zahl von Bewohnern und den Gesamtort
gerechtfertigt. Ein milderes Mittel, um die Umsetzung eines Gesamtkonzeptes sicherzustellen, ist nicht
ersichtlich.

Die Festlegung eines Sanierungsgebietes bietet Privaten auch Vorteile. Insbesondere steuerliche
Abschreibungsmöglichkeiten in Verbindung mit den 887h und 1of Einkommenssteuergesetz sowie ergänzende
Fördermöglichkeiten in der Durchführung von privaten Modernisierungs- und Instandsetzungsarbeiten zählen
dazu.

Einstimmig beschlossen Ja 11 Nein 00 Anwesend 12 Persönlich beteiligt 1
GR/20221213/03

4 Förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes Mitterharthausen

Sachverhalt:

Auf den Tagesordnungspunkt mit Abschluss des Integrierten Städtebaulichen Entwicklungskonzeptes sowie
der vorbereitenden Untersuchungen wird insoweit verwiesen.

Mit der Durchführung von Sanierungsmaßnahmen wird das Ziel verfolgt, die im ISEK und vorbereitenden
Untersuchungen (Fassung vom 30. September 2022) aufgezeigten städtebaulichen und funktionalen
Missstände im Sinne des 8136 BauGB zu beheben.
Um die Missstände zu beheben und um die aufgezeigten Sanierungsmaßnahmen erfolgreich umsetzen zu
können, ist gemäß 8 142 (1) und (3) BauGB jeweils ein Sanierungsgebiet durch Beschluss förmlich festzulegen.
Entsprechende Sanierungssatzungen sind zu beschließen.

Die ermittelten städtebaulichen Missstände können im Rahmen einer Sanierung behoben werden. Die
förmliche Festlegung von zwei Sanierungsgebieten (Altort und Ortsteil Mitterharthausen) wird auch aus
folgenden Gründen für erforderlich erachtet:

In einem Sanierungsgebiet können die Bestimmungen der sanierungsrechtlichen Genehmigung gemäß
8144 BauGB Anwendung finden.

In einem Sanierungsgebiet steht der Gemeinde nach 8 24 (1) Satz 1 Nr. 3 BauGB ein Vorkaufsrecht
beim Kauf von Grundstücken zu.

Gemäß u.a. 87h Einkommenssteuergesetz (EStG) kann der Steuerpflichtige in einem förmlich
festgelegten Sanierungsgebiet im Jahr der Herstellung und in den folgenden 7 Jahren jeweils bis zu 9 Prozent
und in den darauf folgenden 4 Jahren jeweils bis zu 7 Prozent der Herstellungskosten für Modernisierungs-
und Instandsetzungsmaßnahmen im Sinne des 8177 BauGB steuerlich geltend machen. Die erhöhten
Absetzungen sollen Investitionsanreize für Eigentümer darstellen und aktiv zur Aufwertung des
Gebäudebestandes genutzt werden. Zu beachten ist, dass die jeweiligen Maßnahmen im Einklang mit den
beabsichtigten Zielen der Sanierung stehen.

Ein Sanierungsgebiet ist eine Grundlage für die Förderung aus einem Bund-Länder-
Städtebauförderungsprogramm.

Die Festlegung von zwei verschiedenen Sanierungsgebieten aus dem einen Untersuchungsgebiet heraus ist
erforderlich, um praktikable Umgriffe zu definieren und um unterschiedliche Regelungen zur
sanierungsrechtlichen Genehmigungspflicht in den beiden Satzungen festlegen zu können.

Im Rahmen der durchgeführten Beteiligung der Betroffenen und öffentlichen Aufgabenträger nach 88 137 und
139 BauGB wurden keine Bedenken gegen die Sanierung vorgebracht. Die Einstellung der Grundeigentümer
gegenüber der Sanierung ist überwiegend positiv und eine überwiegende Mitwirkungsbereitschaft konnte
festgestellt werden.

Für die Durchführung der Sanierung wird für beide Sanierungsgebiete das vereinfachte Verfahren nach 8 142
(4) BauGB unter Ausschluss der 88 152 bis 156a BauGB gewählt. Das vereinfachte Verfahren muss dann
gewählt werden, wenn wesentliche sanierungsbedingte Bodenwertsteigerungen nicht zu erwarten sind.
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Im Altort Feldkirchen sieht das Sanierungskonzept keine umfassende Umstrukturierung des Gebietes vor,
sondern punktuelle Aufwertungen. Schwerpunkte der Sanierung sind die Funktionsschwächensanierung, die
Modernisierung, Instandsetzung und Erhaltung des vorhandenen Gebäudebestandes auf Basis von
Freiwilligkeit und Anreizförderung sowie die Durchführung von Ordnungsmaßnahmen im Sinne von 8 147 Satz
1 Nr. 4 BauGB (Herstellung und Änderung von Erschließungsanlagen). Ordnungsmaßnahmen, die den
Bodenwert wesentlich beeinflussen könnten, sind nicht geplant. Aus der Neugestaltung innerörtlicher
Straßenzüge sind keine solchen Bodenwertsteigerungen in nennenswertem Umfang zu erwarten.

Auch aus der geplanten städtebaulichen Neuordnung im Wohnpark Gäuboden (Sanierungsgebiet Ortsteil
Mitterharthausen) sind keine nennenswerten Bodenwertsteigerungen zu erwarten. Von der Anwendung der
88 152 bis 156a kann deshalb abgesehen werden.

Sanierungsgebiet Ortsteil Mitterharthausen
Das in Aufstellung befindliche Sanierungsgebiet Ortsteil Mitterharthausen umfasst mit dem Wohnpark
Gäuboden und anrainenden Arealen 15 ha.
Neben dem eigentlichen Wohnpark wurden die Freiflächen und Flächenpotenziale gemäß der Rahmenplanung,
die Wohnbebauung An den Gärten/Eschenweg sowie die anrainenden Areale um die zu qualifizierende
Ortsmitte im Bereich Ziehbrückenweg/Am Fliegerhorst einbezogen,

Zur Umsetzung der Sanierungsziele sollen im Sanierungsgebiet Ortsteil Mitterharthausen die
sanierungsrechtlichen Bestimmungen des 8144 Abs. 1 und 2 BauGB zur Anwendung gebracht werden. Die
Erneuerung des Ortsteils mit dem Wohnpark Gäuboden als zentralem Bereich ist nur im Rahmen eines
Gesamtkonzeptes möglich. Insbesondere Grundstücksveräußerungen und -teilungen könnten die
Durchführung der Sanierung wesentlich erschweren oder sogar unmöglich machen. Dies betrifft insbesondere
die Finanzierung und Mischkalkulation aus notwendigen Investitionen (Bestandssanierung, Gebäudeabriss,
Freiflächengestaltung) und Einnahmen (ggf. Erträgen aus Grundstücken mit noch zu schaffenden Baurechten)
sowie die Umsetzung eines Sozialplans gemäß 8140 Nr. 6 BauGB (Verteilung von Mietern auf Ersatzwohnungen
bei Entmietung von zu sanierenden oder abzureißenden Gebäudeteilen).
Auch im Bereich der zu schaffenden Ortsmitte Ziehbrückenweg/Am Fliegerhorst könnten Grundstücksteilungen
oder Veräußerungen die Umsetzung der Sanierungsziele wesentlich erschweren.

Beschluss:

Der Gemeinderat beschließt gemäß 8142 BauGB die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes „Ortsteil
Mitterharthausen".
Gemäß 8142 Absatz 3 Satz 3 BauGB ist die Sanierung bis zum 31.12.2037 abzuschließen.
Dazu wird gemäß 8142 Absatz 3 BauGB beiliegende Satzung beschlossen.

Sanierungsrechtliche Abwägung
Die Entscheidung über die förmliche Festlegung eines Sanierungsgebietes unterliegt dem
sanierungsrechtlichen Abwägungsgebot aus 8136 Absatz 4 Satz 3 BauGB. Danach sind die öffentlichen und
die privaten Belange gerecht abzuwägen.

Bei den meisten sanierungsbedingten Maßnahmen im Sanierungsgebiet Altort Feldkirchen sind ausschließlich
öffentliche Belange betroffen, d.h. hier überwiegen die Nachteile, die der Allgemeinheit entstünden, wenn die
Sanierung nicht durchgeführt würde.

Im Sanierungsgebiet Ortsteil Mitterharthausen sind v.a. mit der Umsetzung des Rahmenplans im Wohnpark
Gäuboden auch private Belange betroffen. In mehreren Gesprächen mit der Grundeigentümerin des
Wohnparks wurde der Gemeinde eine Mitwirkungsbereitschaft an der Umsetzung der Sanierungsziele
mitgeteilt. Diesen privaten Belangen wurde insbesondere dahingehend Rechnung getragen, dass der
Grundeigentümerin Zug um Zug mit der Umsetzung von Sanierungszielen auch wirtschaftlich tragfähige
Entwicklungsperspektiven der privaten Liegenschaften aufgezeigt wurden.
Die weitere Umsetzung soll nun Schritt für Schritt und im Dialog mit der Grundeigentümerin erfolgen.

Private Belange sind auch in Form der sanierungsrechtlichen Genehmigungspflicht für Nutzungsänderungen
und Grundstücksteilungen bzw. Rechtsvorgänge gemäß 8144 BauGB betroffen. In der Abwägung werden diese
privaten Belange aber dem öffentlichen Interesse an einer Durchführbarkeit der Gesamtmaßnahme
untergeordnet.
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Die Anwendung des 8144 (2) BauGB im Sanierungsgebiet Ortsteil Mitterharthausen erscheint vor dem
Hintergrund der Bedeutung der Sanierungsmaßnahme für eine große Zahl von Bewohnern und den Gesamtort
gerechtfertigt. Ein milderes Mittel, um die Umsetzung eines Gesamtkonzeptes sicherzustellen, ist nicht
ersichtlich.

Die Festlegung eines Sänierungsgebietes bietet Privaten auch Vorteile. Insbesondere steuerliche
Abschreibungsmöglichkeiten in Verbindung mit den 887h und 10f Einkommenssteuergesetz sowie ergänzende
Fördermöglichkeiten in der Durchführung von privaten Modernisierungs- und Instandsetzungsarbeiten zählen
dazu.

Einstimmig beschlossen Ja 12 NeinO Anwesend 12
GR/20221213/04

5 Umsetzung des Integrierten Städtebaulichen Entwicklungskonzeptes;
Auftragsvergabe für die Erstellung eines Masterplans "Allachbachaue"

Sachverhalt:

Im Integrierten Städtebaulichen Entwicklungskonzept ist die Erstellung eines Masterplans für die
Allachbachaue im Handlungsfeld Ortsbild und öffentlicher Raum vorgesehen. Hierzu wurden von acht
namhaften Freianlagenplanern Angebote eingeholt. Zwei sind eingegangen welche anhand der vorher
definierten Bewertungsmatrix folgende Punkte erzielt haben:

WGF Landschaft Landschaftsarchitekten GmbH Nürnberg: 85
mks Architekten-Ingenieure GmbH, Ascha 83

Die jeweiligen Masterpläne sind mit 60% im Rahmen der Städtebauförderung förderfähig.

Beschluss:

Der Gemeinderat beschließt, den Auftrag für die Erstellung des Masterplans Allachbachaue an das
Planungsbüro WGF Freiraum aus Würzburg zu vergeben. Die Erste Bürgermeisterin wird ermächtigt, den
Vertrag zu unterzeichnen. Die Städtebauförderung ist zu beantragen.

Einstimmig beschlossen Ja 12 NeinO Anwesend 12
GR/20221213/05

6 Umsetzung des Integrierten Städtebaulichen Entwicklungskonzeptes;
Auftragsvergabe für einen Masterplan Ortsmitte mit Stadtbodenkonzept

Sachverhalt:

Im Integrierten Städtebaulichen Entwicklungskonzept ist die Erstellung eines Masterplans für die Ortsmitte
sowie ein einheitliches Stadtbodenkonzept im Handlungsfeld Ortsbild und öffentlicher Raum vorgesehen.
Hierzu wurden von sechs namhaften Freianlagenplanern Angebote eingeholt. Ein Angebot ist eingegangen.

Dieses Angebot entspricht den Ausschreibungsbedingungen.

Die jeweiligen Masterpläne sind mit 60% im Rahmen der Städtebauförderung förderfähig.

Beschluss:

Der Gemeinderat beschließt, den Auftrag für die Erstellung des Masterplans Ortsmitte mit Stadtbodenkonzept
an das Planungsbüro Schirmer Architekten aus Nürnberg zu vergeben. Die Erste Bürgermeisterin wird
ermächtigt, den Vertrag zu unterzeichnen. Die Städtebauförderung ist zu beantragen.

Einstimmig beschlossen Ja 12 Nein 00 Anwesend 12
GR/20221213/06
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7 Vollzug der Baugesetze;
Stellungnahme im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der TÖB zur
Aufhebung der Ortsabrundungssatzung "Wallkofen West" und der
Aufstellung des Bebauungsplans "Wallkofen B6 West" der Stadt
Geiselhöring

Mitteilung:

Die Antragsteller und Vorhabensträger der ursprünglichen Ortsabrundungssatzung „Wallkofen West" möchten
auf dem Grundstück FINr. 174 Gmkg. Wallkofen ihre Baumöglichkeiten erweitern. Aktuell ist eine Bebauung
des Grundstücks im Geltungsbereich der Satzung nur entlang der Straße zur Abrundung des Ortes zulässig.

Mit einer neuen Planung soll dort die Bebauung von sechs Einfamilienhäusern und acht Tinyhäusern ermöglicht
werden. Deswegen hat der Stadtrat von Geiselhöring in seiner Sitzung am 08.11.2022 beschlossen, eine
Satzung zur Aufhebung der Ortsabrundungssatzung „Wallkofen West" zu erlassen. Im Anschluss wurde die
Aufstellung des Bebauungsplans „Wallkofen B6 West" beschlossen. Beide Verfahren werden parallel
durchgeführt.

Die Gemeinde Feldkirchen wurde als Träger öffentlicher Belange per E-Mail am 25.10.2022 von der Gemeinde
Leiblfing aufgefordert, bis zum 02.12.2022 bzgl. dem o. g. Bebauungsplan gem. $ 4 Abs. 1 BauGB eine
Stellungnahme abzugeben.

Die Gemeindeverwaltung hat als laufende Angelegenheit erklärt, keine Einwände geltend zu machen.

7

Nachdem die Belange der Gemeinde Feldkirchen nicht berührt werden, teilte die Gemeindeverwaltung am
06.12.2022 der Stadt Geiselhöring mit, dass gegen das o. g. Parallelverfahren keine Einwände bestehen.

Zur Kenntnis genommen Anwesend 12

8 Vollzug des Bayerischen Waldgesetzes (BayWaldG);
Antrag auf Erteilung einer Erstaufforstungserlaubnis für das Grundstück
Flurnummer 668, Gemarkung Feldkirchen

Sachverhalt:

Mit Schreiben vom 17.11.2022 hat das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Deggendorf- Straubing
die Gemeinde Feldkirchen im Rahmen der Beteiligung als Träger öffentlicher Belange und als Anlieger gebeten,
zum Antrag auf Erteilung einer Erstaufforstungserlaubnis gem. Art 16 Abs. 1 BayWaldG auf dem Grundstück
Flur-Nr. 668, Gemarkung Feldkirchen, eine Stellungnahme abzugeben.

Das Vorhabensgrundstück von Antragsteller und Eigentümer Martin Nagler weist eine Gesamtfläche von
0,1818 ha auf, welches über die gesamte Fläche erstmalig aufgeforstet werden soll. Das Grundstück wurde
zuvor als ertragsschwaches Grünland genutzt, sie soll nun aber künftig als Laubwald bewirtschaftet werden.
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Die Aufforstung nicht forstlich genutzter Grundstücke mit
Waldbäumen durch Saat oder Pflanzung bedarf nach Art. 16
Abs. 1 BayWaldG der Erlaubnis.

Die Erlaubnis darf gem. Art. 16 Abs. 2 BayWaldG nur versagt
oder durch Auflagen eingeschränkt werden, wenn

1. die Aufforstung Landschaftsplanungen im Sinn des
Art. 4 des BayNatSchG widerspricht,

2. wenn wesentliche Belange der Landeskultur oder des
Naturschutzes und der Landschaftspflege gefährdet werden,

3. der Erholungswert der Landschaft beeinträchtigt
wird, oder

4. erhebliche Nachteile für die umliegenden
Grundstücke zu erwarten sind.

Landschaftspläne sind nach Art. 4 Abs. 2 Satz 1 BayNatSchG Bestandteile der Flächennutzungspläne und
Grünordnungspläne Bestandteile der Bebauungspläne.

Im Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan wird das Grundstück als artenreiches
Extensivgrünland dargestellt. In diesem Bereich existiert kein Bebauungsplan.

Eine Beeinträchtigung der Belange in den Punkten zwei bis vier werden mit der Aufforstung seitens der
Verwaltung nicht befürchtet.

Beschluss:

Die Gemeinde Feldkirchen erhebt keine Einwände gegen den Antrag auf Erteilung einer
Erstaufforstungserlaubnis auf dem Grundstück FINr. 668 der Gemarkung Feldkirchen.

Einstimmig beschlossen Ja 12 NeinO Anwesend 12
GR/20221213/Ö8

9 Vollzug der Baugesetze;
Stellungnahme im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der TÖB zum
Bebauungsplan "WA Kelheimer Feld" mit integriertem Grünordnungsplan
der Gemeinde Leibifing

Mitteilung;

Für das Gebiet am östlichen Ortrand von Leiblfing, nördlich der Staatsstraße 2141 soll ein Bebauungsplan mit
integriertem Grünordnungsplan „Kelheimer Feld" aufgestellt werden.

Die Gemeinde Feldkirchen wurde als Träger öffentlicher Belange per E-Mail am 25.10.2022 von der Gemeinde
Leiblfing aufgefordert, bis zum 02.12.2022 bzgl. dem o. g. Bebauungsplan gem. $ 4 Abs. 1 BauGB eine
Stellungnahme abzugeben.

Die Gemeindeverwaltung hat als laufende Angelegenheit erklärt, keine Einwände geltend zu machen.
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Nachdem die Belange der Gemeinde Feldkirchen nicht berührt werden, teilte die Gemeindeverwaltung am
02.12.2022 der Gemeinde Leibifing mit, dass gegen die Aufstellung des Bebauungsplans WA „Kelheimer Feld"
keine Einwände bestehen.

Zur Kenntnis genommen Anwesend 12
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10 Vollzug des Denkmalschutzgesetzes; Antrag des staatlichen Bauamts
Landshut auf Erteilung der denkmalschutzrechtlichen Erlaubnis gem. Art.
6 und Art. 15 BayDSchG, in der Gäubodenkaserne Mitterharthausen;
Neubau Unterkünfte für das Kraftfahrzeugausbildungszentrum

Sachverhalt:

Aufgrund aktueller Ereignisse wird dieses Thema nochmal aufgegriffen:

Das staatliche Bauamt Landshut plant die Errichtung eines zweigeschossigen Neubaus mit 28
Einzelunterkünften im zeitgemäßen Unterkunftsstandard für das Kraftfahrausbildungszentrum der Bundeswehr
am Standort Feldkirchen/Mitterharthausen.
Die zweigeschossigen Kompaniegebäude sind Teil der in den 30er Jahren entstandenen weiträumigen
Kasernenanlage und in der Denkmalliste unter der Nummer D-2-78-121-10 als Baudenkmal deklariert.
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Aufgrund dieser Nähe des Bauvorhabens zum o. g. Denkmal ist eine Stellungnahme der Gemeinde Feldkirchen
im Rahmen des Verfahrens zur denkmaischutzrechtlichen Erlaubnis notwendig.
Bei Zustimmung seitens der Gemeinde ist die Stellungnahme der unteren Denkmalschutzbehörde (LRA SR-
BOG) vorzulegen.

Das Landesamt für Denkmalpflege hat in seiner Stellungnahme v. 29. Juli 2022 der vorgesehenen Planung mit
der Auflage, die Farbgebung und Materialien abschließen mit dem Landesamt für Denkmalpflege abzustimmen,
zugestimmt.
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Sicherstellung Abwasserbeseitigung
Die Gemeinde Aiterhofen hat den Vertrag mit der Bundeswehr zur Ableitung der Abwässer aus dem
bundeseigenen Kanalnetz der Gäuboden-Kaserne Feldkirchen in das Abwassersystem der Gemeinde Aiterhofen
zum 30.06.2024 gekündigt. Folglich wurden auch die Mitbenutzungsvereinbarungen zur Einleitung der
häuslichen Abwässer in das bundeseigene Kanalnetz für die Verbrauchstellen

OT Mitterharthausen
OT Innerhienthal

e OT Ehethal
« Kinderhaus
«e Industriegebiet Mitterharthausen

zum 31.12.2023 gekündigt.
Ein Anschlussvertrag ist notwendig, um die zukünftige Abwasserentsorgung der o. g. Verbrauchstellen
sicherzustellen.

Die Gemeinde Aiterhofen wird aber einer Anschlussvereinbarung nur zustimmen, wenn die Frage der
Fremdwassereinleitung geklärt wurde. So lange gilt die Abwasserbeseitigung als nicht gesichert. Es wäre nur
mit unverhältnismäßig hohen Mehraufwand durch die Gemeinde Feldkirchen darstellbar. Darin liegt ein
Ablehnungsgrund nach 8 35 Abs. 3 Nr. 4 BauBG vor.

Beschluss:

Da aufgrund der Gesamterschließung der Kaserne der Neubau eines Unterkunftsgebäudes nachrangig
betrachtet werden kann und dieser Neubau von erheblicher Bedeutung für den Kasernenstandort ist, wird der
Beschluss vom 15. September 2022 zurückgenommen.

Das erforderliche gemeindliche Einvernehmen gem. Art. 15 DSchG im Rahmen des Art. 73 Absatz 4 BayBO
wird erteilt. Hinsichtlich der Gesamtentsorgung ist eine Lösung herbeizuführen.

Einstimmig beschlossen Jai2 NeinO Anwesend 12
GR/20221213/010

11 Bericht aus der Sport- und Vereinsausschusssitzung

Mitteilung:

Vorsitzender des Sport- und Vereinsausschusses berichtet aus der vergangenen Sitzung. Auf die beiliegende
Niederschrift wird verwiesen.

Zur Kenntnis genommen Anwesend 12

12 Änderung der Mehrzweckeinrichtungsbenutzungssatzung und der
Mehrzweckeinrichtungsgebührensatzung der Gemeinde Feldkirchen

Sachverhalt:

Verein A hat die Mehrzweckhalle gebucht, nutzt diese Zeit aber nicht, da derzeit kein Trainer für diese Gruppe
im Verein zur Verfügung steht. Verein B würde gerne an diesem Tag eine halbe Stunde eher beginnen. Aktuell
ist das nicht möglich, da die Zeit (ungenutzt) von Verein A blockiert/gebucht ist.
Verein A nutzt das „Schlupfloch" der unverzüglichen Meldung an die Gemeinde und gibt wöchentlich bekannt,
dass die oben genannte gebuchte Zeit (komplett) nicht genutzt wird. Somit wird für diese Zeit nach derzeitiger
Regelung der Satzung keine Mietgebühr berechnet. Diese Situation besteht bereits über einen längeren
Zeitraum.
In der Mehrzweckeinrichtungsbenutzungssatzung sowie in der Mehrzweckeinrichtungsgebührensatzung der
Gemeinde Feldkirchen ist hierfür keine konkrete Vorgehensweise geregelt.
Der Sport- und Vereinsausschuss hat laut Geschäftsordnung für den Gemeinderat nur eine beratende Funktion
über die Benutzungsmodalitäten der Mehrzweckeinrichtungen der Gemeinde Feldkirchen.
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Nach eingehender Beratung in der Sport- und Vereinsausschusssitzung vom 31.11.2022 schlägt der Ausschuss
dem Gemeinderat vor, die Mehrzweckeinrichtungsbenutzungssatzung sowie die
Mehrzweckeinrichtungsgebührensatzung der Gemeinde Feldkirchen zu ändern und folgende Regelungen mit
aufzunehmen:

Mehrzweckeinrichtungsbenutzungssatzung:
Sonderkündigungsrecht für beide Vertragsparteien

Mehrzweckeinrichtungsgebührensatzung:
Vollumfängliche Abrechnung der tatsächlich vereinbarten Buchungszeiten laut Mietvertrag.

Beschluss:

Der Gemeinderat beschließt, die vorgeschlagenen Regelungen des Sport- und Vereinsausschusses in die
Mehrzweckeinrichtungsbenutzungssatzung und die Mehrzweckeinrichtungsgebührensatzung der Gemeinde
Feldkirchen mit aufzunehmen.
Dabei sind folgende Eckpunkte einzuarbeiten:

Abgerechnet werden gebuchte Zeiten, egal ob der Mieter die Einrichtung genutzt hat oder nicht
Wird die Einrichtung 4 Wochen am Stück nicht genutzt, steht beiden Parteien ein fristloses
Sonderkündigungsrecht zu
Die Miete für den Bürgersaal wird auf 5 Euro je Stunde reduziert.

Die Verwaltung wird beauftragt, die Satzungsänderungen vorzubereiten.

Mehrheitlich beschlossen Ja11 Nein 11 Anwesend 12
GR/20221213/012

13 Beschlussfassung über den Antrag auf Zuschuss des SV-Feldkirchen
Mitterharthausen e. V. zur Durchführung von Investitionsmaßnahmen
nach den Richtlinien zur Förderung der Vereine

Sachverhalt:

Der SV Feldkirchen-Mitterharthausen e. V. beantragt mit Schreiben vom 12.10.2022 bei der Gemeinde
Feldkirchen mehrere Investitionszuschüsse nach den Richtlinien zur Förderung der Vereine,

Sportplatzpflege
Zuschuss zur Sportplatzpflege einmalig im Jahr 2023 durch den Maschinenring. Die Kosten belaufen sich laut
Antrag auf 5.000 Euro.

Renovierungsarbeiten Heim- und Gästekabine
Zuschuss zu den Renovierungsarbeiten im Sportheim im Jahr 2023.
Es handelt sich hierbei um die Renovierungskosten der Heim- und Gästekabine. Die Kosten belaufen sich laut
Antrag auf 3.000 Euro.

Renovierungsarbeiten Bewirtungsbereich (Küchenzeile)
Zuschuss zu den Renovierungsarbeiten im Sportheim im Jahr 2023.
Es handelt sich hierbei um die Renovierungskosten des Bewirtungs-bereiches mit Küchenzeile. Die Kosten
belaufen sich laut Antrag auf 5.000 Euro.

Maschinen für Rasenpflege
Zuschuss zur Anschaffung für Maschinen zur Rasenpflege des Sportplatzes im Jahr 2023. Die Kosten belaufen
sich laut Antrag auf 20.000 Euro.

Gesamtmaßnahme = 33.000 Euro
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Kostenvoranschläge oder andere Kostenermittlungsunterlagen zur Feststellung der tatsächlichen Höhe liegen
dem Antrag nicht bei.

Gemäß Nr. 4 der Förderrichtlinien für Vereine können Investitionszuschüsse für notwendige Neu- und
Umbauten und Renovierungsarbeiten, sowie Anschaffungen von Großgeräten, die die Leistungsfähigkeit des
beantragenden Vereins übersteigen und im öffentlichen Interesse liegen, durch den Gemeinderat erteilt
werden. Es können nur Maßnahmen bezuschusst werden, denen der Gemeinderat vor deren Durchführung
zugestimmt hat.

Beschluss:

Der Gemeinderat stelit fest, dass die formellen und materiellen Fördervoraussetzungen der Maßnahmen nach
den Richtlinien zur Förderung der Vereine der Gemeinde Feldkirchen vorliegen und somit der Durchführung
zugestimmt werden kann.

Der Gemeinderat beschließt, dem SV Feldkirchen-Mitterharthausen e. V. einen Zuschuss nach Nr. 4 der
Richtlinien zur Förderung der Vereine in Höhe von 50 % der eingereichten Gesamtmaßnahme höchstens
jedoch eine Förderung von 5.000,00 Euro zu gewähren. Dieser Zuschuss kann mit der Restschuld des Vereins
aus der Sanierung der Heizungsanlage des Sportheims Feldkirchen an die Gemeinde Feldkirchen aufgerechnet
werden.

Einstimmig beschlossen Ja 12 NeinO Anwesend 12
GR/20221213/013

14 Mitteilungen

Die Erste Bürgermeisterin teilt dem Gemeinderat mit, dass

die Anmeldungen für die Weihnachtsfeier noch ausstehen
die ILE-Gäuboden plant, diese in einen Zweckverband zu überführen. Die Beratung über den
Satzungsentwurf soll in der Januarsitzung 2023 erfolgen.

Zur Kenntnis genommen Anwesend 12

15 Wünsche und Anträge

Es werden keine Wünsche und Anregungen vorgetragen.

Zur Kenntnis genommen Anwesend 12

Mit Dank für die gute Mitarbeit schließt Erste Bürgermeisterin Barbara Unger um 21:15 Uhr die öffentliche
Sitzung des Gemeinderates.

Anschließend findet eine nichtöffentliche Sitzung statt.

Barbara Unger
Erste Bürgermeisterin

rtin Hain
riftführung
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